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Hinweis: 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter- sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung. 
Im Innenministerium ergibt sich der Zugang von der Homepage aus über das Befehlsfeld „Gesetze 
~rlasse". 
Von anderen Ressorts aus erfolgt der Zugang über „Externe Informationsangebote, Ressortübergreifende 
Informationen" und unter Landesrecht „Gesetz- und Verordnungsblatt". · 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter sowie die Sammlung aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) werden auch im Internet angeboten. 
Der Zugang ergibt sich über die Homepage des Innenministeriums NRW (Adresse: http://www.im.nrw.de) 
und dort über das Befehlsfeld „Gesetze, Verordnungen, Erlasse". 

Die Sammlung aller geltenden Gesetze und Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW) ist auch auf 
CD-ROM erhältlich. Die CD-ROM gewährt auch das Recht zur Nutzung des Internet-Angebotes der 
Redaktion (GV. NRW., SGV. NRW., MBL NRW.). Bestellformulare finden sich in den Nummern 3 und 4 des 
GV. NRW. 1999, ebenso im Internet-Angebot. · 

Zur Zeit befindet sich die Redaktion in einer Phase der Umstellung auf elektronische Arbeitsweise. Dies 
hat leider zur Folge, daß Ergänzungslieferungen zur SGV. NRW. nur verzögert erstellt werden können. 
Die Redaktion bemüht sich, die noch ausstehenden Nachlieferungen so schnell wie möglich zu erstellen. 

Wir bitten um Ihr Verständnis. 
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2170 
Verordnung 

zur Durchführung von Modellvorhaben 
zur Pauschalierung der Sozialhilfe 

(Pauschalierungsverordnung - Paus eh V) 

Vom 22. Februar 2000 

Aufgrund von § 101 a des Bundessozialhilfegesetzes 
(BSHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. März 1994 (BGBL I S. 646 ber. S. 2975), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Juli 1999 (BGBL I S. 1656) wird 
verordnet: · 

§ 1 
(1) Die Träger der Sozialhilfe werden ermächtigt, in 

Modellvorhaben die Pauschalierung weiterer Sozialhilfe­
leistungen im Rahmen der Hilfe zum Lebensunterhalt 
einschließlich der Kosten der Unterkunft und im Rahmen 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen zu erproben, soweit 
das Bundessozialhilfegesetz solche Pauschalierungen 
nicht bereits vorsieht oder enthält. 

(2) Gegenstand der Erprobung ist die Prüfung, inwie­
weit durch pauschalierte Leistungen die Aufgabenstel­
lung des Bundessozialhilfegesetzes besser erfüllt, die 
Zielsetzung des Gesetzes genauer erreicht und dadurch 
Grundlagen geschaffen werden, die seiner Weiterent­
wicklung dienen. Durch die Erprobung soll insbesondere 
festgestellt werden, ob die Pauschalierung der Stärkung 
der Selbstverantwortung der }::Iilfeberechtigten, der För­
derung von Maßnahmen zur Uberwindung der Sozialhil­
febedürftigkeit und der Vereinfachung des Verfahrens 
der Hilfeleistung dient. 
Durch die Erprobung sollen auch Erkenntnisse für eine 
künftige soziale Grundsicherung gewonnen werden. 
Die Erprobung wird wissenschaftlich begleitet und eva­
luiert. · 

§ 2 

(1) In die Erprobung können grundsätzlich alle Hilfebe­
rechtigte einbezogen werden. Der Träger der Sozialhilfe 
legt für die Durchführung der Erprobung den Personen­
kreis unter Berücksichtigung der Ziele des § 1 Abs. 2 und 
dem Gesichtspunkt der Geeignetheit fest und bestimmt 
die Voraussetzungen, unter denen diesem Personenkreis 
pauschalierte Leistungen gewährt werden. 

(2) Bei Einführung der Pauschalierungen und während 
des gesamten Zeitraumes, in dem pauschalierte Leistun­
gen erbracht werden, sind die Hilfesuchenden nach § 8 
BSHG und§ 14 SGB I zu beraten. In geeigneten Fällen ist 
im Zusammenwirken mit dem Hilfeberechtigten ein 
Hilfeplan zu erstellen. 

§ 3 

(1) Die Pauschalbeträge können für einzelne Bedarfe 
oder als Gesamtpauschale für mehrere Bedarfe festge­
setzt werden. Sie sind in der Regel als Monatsbeträge zu 
gewähren. Die durch Pauschalbeträge gedeckten Bedarfe 
müssen beschrieben und von den Bedarfen, die damit 
nicht gedeckt werden sollen, abgegrenzt sein. Die Pau­
schalbeträge müssen dem Grundsatz der Bedarfsdeckung 
gerecht werden und jeweils alles umfassen,. was typi­
scherweise zu diesem Bedarf gehört. 

(2) Für Einsatzgemeinschaften nach § 11 Abs. 1 Satz 2 
des Bundessozialhilfegesetzes sollen gemeinsame Pau­
schalbeträge festgesetzt werden. Etwas anderes gilt nur, 
wenn Pauschalbeträge für einen nur nach persönlichen 
Merkmalen bestimmbaren Adressatenkreis festgesetzt 
werden. 

Bei der Bemessung der Pauschalbeträge sind bedarfs­
beeinflussende Faktoren wie Haushaltsgröße oder Haus­
haltstyp sowie Alter der Personen zu berücksichtigen. 

(3) Die Träger der Sozialhilfe bemessen die Pauschalbe­
träge auf der Grundlage vorliegender statistischer Daten 
und Erfahrungswerte. 

(4) Die Pauschalbeträge sind bei der Bestimmung des 
individuellen Anspruchs einzelner Mitglieder einer Ein­
satzgemeinschaft in der Regel anteilig pro Kopf zuzu­
rechnen. 

§4 

(1) Während der Dauer der Erprobung sind neben den 
Pauschalen nach dieser Verordnung zusätzliche Leistun­
gen für die von den Pauschalen gedeckten Bedarfe in der 
Regel nicht zulässig mit Ausnahme der im Einzelfall 
besonders begründeten Bedarfe. 

(2) Über die Pauschale hinausgehende Unterkunftsko­
sten sind zu übernehmen, wenn der Träger der Sozialhilfe 
dem Mietverhältnis zugestimmt hat. § 3 Abs. 1 Satz 6 der 
Verordnung zu§ 22 BSHG gilt entsprechend. 

§5 

Die Vermögensfreigrenzen nach § 88 Abs. 2 Nr. 8 des 
Bundessozialhilfegesetzes in Verbindung mit der dazu 
ergangenen Rechtsverordnung erhöhen sich für Hilfebe­
rechtigte, denen pauschale Leistungen nach dieser Ver­
ordnung gewährt werden, gestaffelt nach Bezugsdauer 
der Pauschalen wie folgt : 

nach 6 Monaten 
nach 12 Monaten 
nach 18 Monaten 
nach 24 Monaten 
und länger 

§ 6 

um20% 
um40% 
um60% 

um 80%. 

Die Dauer der Erprobung beträgt in der Regel zwei 
Jahre, eine Verlängerung ist möglich. 

§7 

(1) Ziele, Inhalt und Dauer der Erprobung teilt der 
Träger der Sozialhilfe vor Beginn des Vorhabens dem für 
das Sozialhilferecht zuständigen Ministerium mit. 

(2) Die Erprobung wird durch das für das Sozialhilfe­
recht zuständige Ministerium wissenschaftlich so eva­
luiert, dass sie eine landes- und bundesweite Bewertung 
zulässt. 

Der Träger der Sozialhilfe ist verpflichtet; dabei mitzu­
wirken und auf Verlangen des für das Sozialhilferecht 
zuständigen Ministeriums Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen vorzulegen. 

§8 

Die Evaluation beinhaltet eine an der Aufgabenstel­
lung und Zielsetzung des Bundessozialhilfegesetzes aus­
gerichtete systematische Beschreibung und Bewertung 
der Erprobung auf der Grundlage empirisch gewonnener 
Daten. 

Der Träger der Sozialhilfe legt für die Erprobung seine 
Ziele und Zielgruppen fest. 

§9 

Zur Unterstützung der Durchführung und Evaluation 
der Erprobung sollen das für das Sozialhilferecht zustän­
dige Ministerium, die Kommunalen Spitzenverbände und 
die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege zusam­
menarbeiten. §§ 10 Abs. 2 und 95 BSHG sind besonders zu 
beachten. 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen- Nr. 17 vom 10. April 2000 251 

§ 10 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Sie tritt am 1. Januar 2005 ausser Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Februar 2000 

(L.S.) 

232 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten 

Michael Vesper 

Der Innenminister 

Fritz Behrens 

Die Ministerin für Arbeit, 
Soziales und Stadtentwicklung, 

Kultur und Sport 

Ilse Brusis 

- GV. NRW. 2000 S. 250. 

Verordnung 
zur Feststellung der wasserrechtlichen Eignung 

von Bauprodukten und Bauarten 
durch Nachweise nach der Landesbauordnung 

(WasBauPVO) 1) 

Vom 6. März 2000 

Aufgrund der §§ 20 Abs. 4 und 24 Abs. 2 der Landes­
bauordnung (BauO NRW) vom 7. März 1995 (GV. NRW. 
S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. November 
1999 (GV. NRW. 1999 S. 622), in Verbindung mit§ 85 Abs. 1 
Nr. 1 BauO NRW wird nach Anhörung des Ausschusses 
für Städtebau und Wohnungswesen des Landtags verord­
net: 

§ 1 

Für folgende serienmäßig hergestellte Bauprodukte 
und für folgende Bauarten sind auch hinsichtlich wasser­
rechtlicher Anfo_:rderungen Verwendbarkeits-, Anwend­
barkeits- und Ubereinstimmungsnachweise nach den 
§§ 21, 22 und 25 bis 27 BauO NRW in Verbindung mit§ 20 
Abs.l _Satz 1, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 Nm. 1 und 2 und§ 28 
BauO NRW zu führen: 

1. Abwasserbehandlungsanlagen 

a) Kleinkläranlagen, die für einen Anfall von Abwäs-
sern bis zu 8 m~/Tag bemessen sind, 

b) Leichtflüssigkeitsabscheider, für Benzin und Öl, 

c) Fettabscheider, 

d) Amalgamabscheider für Zahnarztpraxen, 

e) Anlagen zur Begrenzung von Schwermetallen in 
Abwässern, die bei der Herstellung keramischer 
Erzeugnisse anfallen, 

f) Anlagen zur Begrenzung von abfiltrierbaren Stof­
fen, Arsen, Antimon, Barium, Blei und anderen 
Schwermetallen, die für einen· Anfall von bei der 
Herstellung und Verarbeitung von Glas und künst­
lichen Mineralfasern anfallenden Abwässern bis zu 
8 m3/Tag bemessen sind, 

g) Anlagen zur Begrenzung von Kohlenwasserstoffen 
in min,eralölhaltigen Abwässern, 

h) Anlagen zur Begrenzung des Silbergehaltes in Ab­
wässern aus fotografischen Verfahren und 

1
) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfah­
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABLEG 
Nr. L 204 S. 37) sind beachtet worden. 

i) Anlagen zur Begrenzung von Halogenkohlenwas­
serstoffen in Abwässern von chemischen Reinigun­
gen. 

2. Bauprodukte und Bauarten für ortsfest verwendete 
Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen von 
wassergefährd~nden Stoffen: 

a) Auffangwannen und -Vorrichtungen sowie vorge­
fertigte Teile für Auffangräume und -flächen, 

b) Abdichtungsmittel für Auffangwannen, -vorrich­
tungen, -räume und für Flächen, 

c) Behälter, 

d) Innenbeschichtungen und Auskleidungen für Be­
hälter und Rohre, 

e) Rohre, zugehörige Formstücke, Dichtmittel, Arma­
turen und 

f) Sicherheitseinrichtungen. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün­
dung in Kraft. 

232 

Düsseldorf, den 6. März 2000 

Der Minister für Bauen und Wohnen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Michael Vesper 

- GV. NRW. 2000 S. 251. 

Verordnung über Anforderungen 
an Hersteller von Bauprodukten 

und Anwender von Bauarten 
(Hersteller- und AnwenderVO-HAV0-) 1

) 

Vom 7. März 2000 
·, 

Aufgrund der §§ 20 Abs. 5, 24 Abs. 1 Satz 4 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) vom 7. März 1995 
(GV. NRW. S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
9. November 1999 (GV. NRW. 1999 S. 622), in Verbindung• 
mit§ 85 Abs. 1 Nr. 2 BauO NRW wird nach Anhörung des 
Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen des 
Landtags verordnet: 

§1 

Für 

1. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
tragender Stahlbauteile, 

2. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
tragender Aluminiumbauteile, 

3. die Ausführung von Schweißarbeiten zur Herstellung 
von Betonstahlbe:wehrungen, 

4. die Ausführung von Leimarbeiten zur Herstellung 
tragender Holzbauteile und von Brettschichtholz, 

5. die Herstellung und den Einbau von Beton mit höherer 
Festigkeit und anderen besonderen Eigenschaften auf 
Baustellen (Beton B II), die Herstellung von Transport- · 
beton und vorgefertigten tragenden Bauteilen aus 
Beton B II und 

6. die Instandsetzung von tragenden Betonbauteilen, 
deren Standsicherheit gefährdet ist, 

müssen der Hersteller und der Anwender über Fachkräfte 
mit besonderer Sachkunde und Erfahrung sowie über 
besondere Vorrichtungen verfügen. Die erforderliche 
Ausbildung und berufliche Erfahrung der Fachkräfte 
sowie die erforderlichen Vorrichtungen bestimmen sich 
in den Fällen des Satzes 1 · 

1) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfah­
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABL EG 
Nr. L 204 S. 37) sind beachtet worden. 
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l. Nummer 1 nach DIN 18 800-7: 1983-05; Richtlinie zur 
Ausführung von Stahlbauten und Herstellung von 
Bauprodukten aus Stahl: 1998-10 (Mitteilungen des 
Deutschen Instituts für Bautechnik, Dezember 1998, 
Sonderheft Nr. 11/2), 

2. Nummer 2 nach DIN 4113-1: 1980-05; Richtlinie zum 
Schweißen von tragenden Bauteilen aus Aluminium: 
1986-10, 

3. Nummer 3 nach DIN 4099: 1985-11, 

4. Nummer 4 nach DIN 1052-1:1988-04; DIN 1052-1/Al: 
1996-10, 

5. Nummer 5 nach DIN 1045: 1988-07, 

6. Nummer 6 nach der Richtlinie für Schutz und Instand­
setzung von Betonbauteilen, Teil 3: 1991-02. 

§ 2 

Die Hersteller und Anwender haben vor der erstmali­
gen Durchführung der Arbeiten nach § 1 und danach für 
solche nach 

1. § 1 Nr. 1 bis 3, 5 und 6 in Abständen von höchstens drei 
Jahren 

2. § 1 Nr. 4 in Abständen von höchstens fünf Jahren 

gegenüber einer nach § 28 Abs. 1 Nr. 6 BauO NRW 
anerkannten Prüfstelle nachzuweisen, dass sie über die 
vorgeschriebenen Fachkräfte und Vorrichtungen verfü­
gen. 

Für die in § 1 Nr. 5 aufgeführten Bauprodukte gelten 
die nach § 28 Abs. 1 Nr. 4 BauO NRW anerkannten 
Überwachungsstellen für die Fremdüberwachung von 
Betonbauprodukten auch als Prüfstelle nach § 28 Abs. 1 
Nr. 6 BauO NRW; dies gilt auch bei den in § 1 Nrn. 1 bis 4 
und Nr. 6 aufgeführten Bauprodukten für die Stellen, 
welche in den vom Deutschen Institut für Bautechnik im 
Einvernehmen mit der obersten Bauaufsichtsbehörde 
bekanntgemachten Verzeichnissen der Stellen für Eig­
nungsnachweise zum Schweißen von Stahl- und Alumi­
niumkonstruktionen, von Betonstahl, zum Leimen tra­
gender Holzbauteile und für die Instandsetzung tragen­
der Betonbauteile geführt und in der Uberwachung 
dieser Bauprodukte tätig waren. 

§3 

Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann im Einzelfall 
zulassen, dass Bauprodukte, Bauarten oder Teile bauli­
cher Anlagen abweichend von den Regelungen in §§ 1 
und 2 hergestellt werden, wenn nachgewiesen ist, dass 
Gefahren im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW nicht 
zu erwarten sind. 

§4 

Die Verordnung tritt am 1. Juni 2000 in Kraft. 

Düsseldorf, den 7. März 2000 

232 

Der Minister für Bauen und.Wohnen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Michael Vesper 

- GV. NRW. 2000 S. 251. 

· Verordnung · 
. über die Überwachung von Tätigk~Jten 
mit Bauprodukten und bei Bauarten (UTVO) 1

) 

Vom 8. März 2000 

Aufgrund der §§ 20 Abs. 6 und 24 Abs. 1 Satz 4 der 
Landesbauordnung (BauO NRW) vom 7. März 1995 
(GV. NRW. S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
9. November 1999 (GV. NRW. 1999 S. 622), in Verbindung 

1
) Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfah­
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABI. EG 
Nr. L 204 S. 37) sind beachtet worden. 

mit § 85 Abs. 1 Nr. 3 BauO NRW wird nach Anhörung des 
Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen des 
Landtags verordnet: 

§ 1 
Folgende Tätigkeiten müssen durch eine Überwa­

chungsstelle nach § 28 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW überwacht 
werden: 

1. der Einbau von punktgestützten, hinterlüfteten Wand­
bekleidungen aus Einscheibensicherheitsg1as in einer 
Höhe von mehr als 8 m über Gelände, 

2. das Herstellen und der Einbau von Beton mit höherer 
Festigkeit und anderen besonderen Eigenschaften auf 
Baustellen (Beton B II), 

3. die Instandsetzung von tragenden Betonbauteilen, 
deren Standsicherheit gefährdet ist, 

4. der Einbau von Verpressankern, 

5. die Herstellung von Einpressmörtel auf der Baustelle 
und das Einpressen in Spannkanäle, 

6. das Einbringen von Ortschäumen auf Bauteilflächen 
über 50 m2

• 

Die Überwachung erfolgt nach einschlägigen Techni­
schen Baubestimmungen und kann sich auf Stichproben 
beschränken. 

§2 

Für die Tätigkeiten nach § 1 Nrn. 2, 3, 5 und 6 gelten die 
Überwachungsstellen, die bisher als Überwachungsstel­
len für die Fremdüberwachung nach § 28 Abs.l Nr. 4 in 
Verbindung mit§ 27 Abs. 2 BauO NRW die entsprechen­
den Bauprodukte überwachen, als anerkannte Uberwa­
chungsstellen nach § 28 Abs. 1 Nr. 5 BauO NRW für 
Tätigkeiten nach § 20 Abs. 6 BauO NRW. 

Die Tätigkeiten nach § 1 Nrn. 1 und 4 sind bis zum 
31. Mai 2002 von der Überwachungspflicht ausgenommen. 

§ 3 

Die Verordnung tritt am 1. Juni 2000 in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. März 2000 

281 

Der Minister für Bauen und Wohnen 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Michael Vesper 

- GV. -NRW. 2000 S. 252. 

Berichtigung 
der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten 

auf dem Gebiet 
des Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes 

(ZustVO ArbtG) vom 25. 1. 2000 
(GV. NRW. 2000 S. 54) 

In Teil I der Anlage der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und techni­
schen Gefahrenschutzes vom 25. Januar 2000 (GV. NRW. 
S. 54) lautet Nr. 2 wie folgt: 

2 Gewerbeordnung (Titel VII und § 14 7) 

- GV. NRW. 2000 S. 252. 
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Öffentliche Bekanntmachung 
einer Genehmigung 

zum Abbau und sicheren Einschluss 
des Versuchskernkraftwerks A VR in Jülich 

. - Bescheid Nr. 7/15 (3E) AVR-
Vom 14. Februar 2000 

Datum der Bekanntmachung: 10. April 2000 

Gemäß §§ 15 Abs. 3 und 17 der Atomrechtlichen 
Verfahrensverordnung (AtVfV) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBL I S. 180) wird 
Folgendes bekanntgegeben: 

Das Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, Tech­
nologie und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat der Arbeitsgemeinschaft Versuchsreaktor A VR 
GmbH, Luisenstr. 105, 40215 Düsseldorf, eine Genehmi­
gung zum weiteren Abbau und sicheren Einschluss des 
Versuchskernkraftwerks A VR in Jülich erteilt. 

Der verfügende Teil des Bescheides lautet: 

„1. Genehmigung nach dem Atomgesetz 

1.1 Abbau und sicherer Einschluss 

Auf Grund des § 7 Abs. 3 des Gesetzes über die 
friedliche Verwendung der Kernenergie und den 
Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 
(BGB!. I S. 1565), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. April 1998 (BGBL I S. 694), wird· der 

Arbeitsgemeinschaft 
Versuchsreaktor A VR GmbH 

Luisenstraße 105 
40215 Düsseldorf 

auf ihren Antrag vom 15. September 1999, zuletzt 
ergänzt mit Schreiben vom 16. November 1999, die 

Genehmigung 

erteilt, auf ihrem Betriebsgelände in der Gemarkung 
Jülich, Flur 44, Flurstück 13, für das Versuchskern-. 
kraftwerk mit Hochtemperaturreaktor von 46 Mega­
joule/Sekunde thermischer Nennleistung bzw. 15 Me­
gawatt elektrischer Bruttoleistung abweichend von 
den dem Bescheid Nr. 7/15 AVR vom 9. März 1994 
zugrunde liegenden Festlegungen zur Entladung des 
Reaktors von Betriebselementen nach Maßgabe der 
unter 2 aufgeführten Unterlagen sowie der unter 3 
aufgeführten Nebenbestimmungen 

- den Reaktor mit einer Restmasse von bis zu 197 
Gramm in Betriebselementen enthaltenem Kern­
brennstoff in den Sicheren Einschluss zu überfüh­
ren und diesen Brennstoffrest bis zum vollständi­
gen Abbau der Anlage im Reaktordruckbehälter zu 
belassen. 

Die Genehmigung erstreckt sich auch auf den Um­
gang mit radioaktiven Stoffen, soweit dies nach 
Maßgabe dieses Bescheides für die Durchführung von 
Maßnahmen zum Einschluss der kernbrennstoffhalti­
gen Betriebselementereste erforderlich ist. 

1.2 Zulässige Aktivitätsabgaben 

Die unter I.1.2 des Bescheides Nr. 7/15 A VR festgeleg­
ten maximal zulässigen Aktivitätsabgaben dürfen 
auch unter Einbezug der unter 1.1 genehmigten 
Restkernbrennstoffmasse im Reaktor nicht über­
schritten werden." 

Die Genehmigung ist mit 2 Auflagen verbunden, die 
die Beibehaltung von Sicherungsmaßnahmen bzw. 
die laufende Überprüfung der Zuverlässigkeit des 
Personals betreffen. 

Der Genep.migungsbescheid enthält folgende Rechts­
behelfsbelehrung: 

„Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescbeid kann innerhalb eines Mo­
nats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Oberverwaltungsgericht für das Land 
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 
Münster, schriftlich einzureichen. 

Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevoll­
mächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden dem Vollmachtgeber zugerechnet wer­
den." 

Die sofortige Vollziehung des Genehmigungsbeschei­
des ist gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungs­
gerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBL I S. 686), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. August 1998 
(BGBL I S. 2600), angeordnet worden. 

Die Anordnung wurde von der Arbeitsgemeinschaft 
Versuchsreaktor A VR GmbH beantragt und erfolgte 
im Interesse der Forschungszentrum Jülich GmbH an 
einer unverzögerten Durchführung genehmigter Ab­
baumaßnahmen sowie im Interesse an einer sparsa­
men Verwendung öffentlicher Mittel. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung enthält 
folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 

,,Rechtsbehelfsbelehrung: 

Auf Antrag kann das Oberverwaltungsgericht für das 
Land, Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster, die aufschiebende Wirkung einer 
Anfechtungsklage ganz oder teilweise wiederherstel­
len." 

Eine Ausfertigung des Bescheides ist vom Tage nach 
der Bekanntmachung an 2 Wochen während der 
Dienststunden 

a) im Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, 
Technologie und Verkehr des Landes Nordrhein­
Westfalen, Haroldstr. 4, 40213 Düsseldorf (Anmel­
dung beim Pförtner) (Dienststunden: montags und 
dienstags von 9.00 bis 15.30 Uhr; mittwochs bis 
freitags von 9.00 bis 15.00 Uhr) 
und 

b) in der Stadtverwaltung Jülich, Zimmer 311, 3. Ober­
geschoß _des neuen Rathauses, Große Rurstraße 17, 
52428 Jülich (Dienststunden: montags bis mitt­
wochs von 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 15.30 
Uhr, donnerstags 8.30 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 
18.00 Uhr sowie freitags 8.30 bis 12.00 Uhr) zur 

Einsicht ausgelegt. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid 
· als zugestellt. Dieser Zeitpunkt ist für den Beginn der 
Klagefrist maßgebend. 

Der Bescheid kann bis zum Ablauf der Rechtsbehelfs­
frist beim Ministerium für Wirtschaft und Mittel­
stand, Technologie und Verkehr des Landes Nord­
rhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf, unter dem Akten­
zeichen IV B 3 - 8943 AVR - 7/15 (3E) - 5.4 von 
Personen, die ein berechtigtes Interesse nachweisen, 
schriftlich angefordert werden. 

Ministerium 
für Wirtschaft und Mittelstand, 

Technologie und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Wilfried Hohmann 

- GV. NRW. 2000 S. 253. 
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223 
.. Verordnung 

zur Anderung der Verordnung 
zur Ausführung des § 5 S~hulfinanzgesetz 

Vom 7. März 2000 

Aufgrund des § 5 Schulfinanzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. April 1970 (GV. NRW. S. 288), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Mai 1998 (GV. 
NRW. S. 384), wird im Einvernehmen mit dem Finanzmi­
nisterium und dem Innenministerium sowie mit Zustim­
mung des Ausschusses für Schule und Weiterbildung, des 
Ausschusses für Kommunalpolitik und des Haushalts­
und Finanzausschusses des Landtags verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Ausführung des§ 5 Schulfinanzge­
setz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Mai 
1997 (GV. NRW. S. 88, S. 226), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 6. März 1999 (GV. NRW. S. 74), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „bei Teilzeitbe­

schäftigung" jeweils ersetzt durch die Wörter 
,,bei einer Beschäftigung" 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze angefügt: 
,,Satz 1 gilt nicht für Lehrerinnen und Lehrer, 
die Altersteilzeit in Anspruch nehmen. Die 
Inanspruchnahme von Altersteilzeit mit Beginn 
des Schuljahres, das auf die Vollendung des 
59. Lebensjahres folgt, setzt für Lehrerinnen 
und Lehrer im Beamtenverhältnis voraus, dass 
sie auf die Ermäßigung nach Satz 1 Nr. 1 
verzichtet haben." 

b) In Absatz 4 Satz 4 werden das Wort „Schulhalbjah­
res" durch das Wort „Schuljahres" und das Wort 
,,Schu1halbjahr" durch das Wort „Schuljahr" er­
setzt. 

2. In § 7 Abs. 1 werden ersetzt: 

l. in Nummer 8 die Relation „22,4" durch „22,3", 

2. in Nummer 9 die Relation „41,0" durch „40;9". 

3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Mutter­
schutz" die Wörter „sowie für einen Vertre­
tungspool Grundschule" eingefügt. 

bb) Nach Nummer 3 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummern ange­
fügt: 
,,4. Entlastungsstunden, die von der Schulleite­

rin oder dem Schulleiter anstelle von Lei­
stungsprämien vergeben werden, 

5. zusätzliche Anrechnungsstunden zur Wahr­
nehmung von Schulleitungsaufgaben an 
Grundschulen, Hauptschulen, Realschulen 
und Sonderschulen." 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „ausländischer 
Kinder und Jugendlicher" ersetzt durch die Wörter 
,,von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfa-
milien". · 

4. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
,,(2) §§ 7 bis 9 treten am 31. Juli 2001 außer Kraft. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am l. August 2000 in Kraft. 

Düsseldorf, den 7. März 2000 

Die Ministerin für Schule und Weiterbildung, 
Wissenschaft und Forschung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Gabriele B ehler 

- GV. NRW. 2000 S. 254. 
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